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Gesetz über die Zulassung einer öffentlichen 
Spielbank
Inkrafttreten: 01.01.2025 
Zuletzt geändert durch: §§ 9 und 12 geändert sowie § 5 neu gefasst durch Gesetz vom 
18.09.2024 (Brem.GBl. S. 773) 
Fundstelle: Brem.GBl. 1978, 67 
Gliederungsnummer: 2191-a-2 
 

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft (Landtag) beschlossene 
Gesetz:

§ 1

(1) Aufgrund dieses Gesetzes kann in der Freien Hansestadt Bremen eine öffentliche 
Spielbank zugelassen werden; neben dem Hauptstandort kann die Errichtung von 
höchstens einer weiteren Zweigstelle in jeder Stadtgemeinde erlaubt werden.

(2) Ziele des Gesetzes sind gleichrangig

das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettsucht zu verhindern und die 
Voraussetzungen für eine wirksame Spielsuchtbekämpfung zu schaffen,

durch ein begrenztes, eine geeignete Alternative zum nicht erlaubten Glücksspiel 
darstellendes Glücksspielangebot in Spielbanken den natürlichen Spieltrieb der 
Bevölkerung in geordnete und überwachte Bahnen zu lenken sowie der Entwicklung 
und Ausbreitung von unerlaubten Glücksspielen in Schwarzmärkten 
entgegenzuwirken,

den Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleisten,

sicherzustellen, dass Glücksspiele in Spielbanken ordnungsgemäß durchgeführt, die 
Spieler vor betrügerischen Machenschaften geschützt und die mit Glücksspielen 
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verbundene Folge- und Begleitkriminalität, einschließlich der Geldwäsche, abgewehrt 
werden und

einen sicheren und transparenten Spielbetrieb zu gewährleisten.

 
§ 2

Unternehmer der Spielbank kann nur eine Gesellschaft sein, deren Gesellschafter

juristische Personen des öffentlichen Rechts sind,

juristische Personen des privaten Rechts sind, deren Anteile ausschließlich 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts gehören oder

juristische Personen des privaten Rechts sind, deren Anteile mehrheitlich juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts gehören, soweit die Gesellschafter, welchen nicht 
die Mehrheit der Gesellschaftsanteile gehört, steuerbegünstigt im Sinne des Dritten 
Abschnitts des Zweiten Teils der Abgabenordnung sind.

 
§ 3

(1) Die Zulassung (Konzession) wird unter dem Vorbehalt der Änderung und des Widerrufs 
schriftlich für zehn Jahre erteilt und kann auf Antrag verlängert werden. Sie ist zu 
versagen, wenn der Betrieb der Spielbank den Zielen des § 1 Absatz 2 zuwiderläuft.

(2) Der Betrieb einer Spielbank im Internet ist verboten.

(3) Die Konzession darf nur erteilt und aufrechterhalten werden, wenn

Der Betrieb der Spielbank den Zielen des § 1 Absatz 2 nicht zuwiderläuft und die 
Einhaltung der Regelungen dieses Gesetzes und des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
sichergestellt ist,

der Spielbankunternehmer und die sonst für den Spielbetrieb verantwortlichen 
Personen Gewähr für den ordnungsrechtlich und wirtschaftlich einwandfreien Betrieb 
der Spielbank bieten und die eingesetzten Geräte und Programme einen 
ordnungsgemäßen Spielverlauf gewährleisten,

durch den Betrieb der Spielbank weder die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährdet noch sonstige öffentliche Belange beeinträchtigt werden.

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-zur-neuregulierung-des-gluecksspielwesens-in-deutschland-gluecksspielstaatsvertrag-2021-gluestv-2021-vom-29-oktober-2020-185339?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-Gl%C3%BCStVtrBR2021rahmen
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(4) Die Konzession soll Bestimmungen enthalten über

die Beschränkung der Werbung,

die Entwicklung und Umsetzung eines Sozialkonzepts zur Vorbeugung und zur 
Behebung von Glücksspielsucht,

die Aufklärung über die Wahrscheinlichkeit von Gewinn und Verlust, die Suchtrisiken 
der von der Spielbank angebotenen Glücksspiele und Möglichkeiten der Beratung 
und Therapie von Spielsüchtigen,

Pflichten gegenüber der Spielbankaufsicht,

die Auswahl der Spielbankleitung und des Personals,

sonstige Pflichten, die bei Errichtung, Einrichtung und Betrieb einer Spielbank zu 
beachten sind.

(5) Die Konzession kann mit Auflagen und Bedingungen verbunden werden, insbesondere 
über

besondere Pflichten bei Errichtung und Einrichtung der Spielbank,

die Abwicklung der finanziellen Verpflichtungen der Spielbank,

eigene Sicherheitsvorkehrungen der Spielbank,

die Berücksichtigung der örtlichen Belange der Spielbankgemeinde.

(6) Durch Konzessionsvertrag können weitere Verpflichtungen und Einzelheiten geregelt 
werden.

(7) Die Konzession kann entzogen werden, wenn der Betrieb den Zielen des § 1 Absatz 2 
zuwiderläuft.

§ 3a

(1) Die Spielbank überprüft die Identität und das Alter der Spieler, bevor sie ihnen Zutritt 
gewährt.

(2) Der Aufenthalt in der Spielbank ist Personen unter 21 Jahren und gesperrten Spielern 
nicht gestattet.
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(3) Die Durchsetzung des Verbots nach Absatz 2 ist durch Kontrolle des Ausweises oder 
eine vergleichbare Identitätskontrolle und Abgleich mit der Sperrdatei gemäß § 23 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 zu gewährleisten.

§ 3b

Ungeachtet der Bestimmungen gemäß den §§ 8 bis 8d des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 kann die Spielbank Personen sperren, die gegen die Spielordnung gemäß § 9 oder 
die Spielregeln verstoßen, gegen die ein begründeter Verdacht eines solchen Verstoßes 
besteht oder denen aufgrund des Hausrechts der Zutritt zur Spielbank untersagt wurde. 
Die Tatsachen, die zur Sperre geführt haben, sind zu speichern. § 23 Absatz 6 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 gilt entsprechend.

§ 3c

Die Spielbank ist berechtigt und auf Verlangen des Senators für Inneres auch verpflichtet, 
Daten im Sinne des § 23 des Glücksspielstaatsvertrags 2021 in anonymisierter Form für 
Zwecke der Glücksspielforschung zur Verfügung zu stellen.

§ 3d

(1) Zur Zugangskontrolle, zur Verhinderung, Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten 
und zur Sicherung des Vertrauens der Öffentlichkeit in ein ordnungsgemäßes Spiel sind 
die Eingänge und Spielräume der Spielbank (Raumüberwachung) und die Spieltische 
(Spielüberwachung) mit optisch-elektronischen Einrichtungen zu überwachen 
(Videoüberwachung). Soweit der Umfang der Videoüberwachung nicht in der Konzession 
oder in aufsichtsbehördlichen Anordnungen festgesetzt ist, kann er vom 
Spielbankunternehmer bestimmt werden. Die Spielbank darf die zur Raum- und 
Spielüberwachung erhobenen Daten höchstens sechs Monate speichern. § 4 Absatz 2 gilt 
entsprechend.

(2) Die Datenerhebung nach Absatz 1 und die Daten verarbeitende Stelle sind durch 
geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen.

§ 3e 
Beschränkung von Rechten der betroffenen Person 

nach der Verordnung (EU) 2016/679

Zum Schutz der Spieler und zum Zwecke der Bekämpfung der Glücksspielsucht bestehen 
die Rechte nach Artikel 17 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 
22.11.2016, S. 72) nicht, soweit es personenbezogene Daten von gesperrten Spielern 

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-zur-neuregulierung-des-gluecksspielwesens-in-deutschland-gluecksspielstaatsvertrag-2021-gluestv-2021-vom-29-oktober-2020-185339?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-Gl%C3%BCStVtrBR2021V1P23
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-zur-neuregulierung-des-gluecksspielwesens-in-deutschland-gluecksspielstaatsvertrag-2021-gluestv-2021-vom-29-oktober-2020-185339?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-Gl%C3%BCStVtrBR2021V1P8
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-zur-neuregulierung-des-gluecksspielwesens-in-deutschland-gluecksspielstaatsvertrag-2021-gluestv-2021-vom-29-oktober-2020-185339?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-Gl%C3%BCStVtrBR2021pP8d
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-zur-neuregulierung-des-gluecksspielwesens-in-deutschland-gluecksspielstaatsvertrag-2021-gluestv-2021-vom-29-oktober-2020-185339?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-Gl%C3%BCStVtrBR2021V1P23
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-zur-neuregulierung-des-gluecksspielwesens-in-deutschland-gluecksspielstaatsvertrag-2021-gluestv-2021-vom-29-oktober-2020-185339?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-Gl%C3%BCStVtrBR2021V1P23
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betrifft und die Voraussetzungen für eine Aufhebung der Spielersperre nach § 8b des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 nicht vorliegen. Macht eine betroffene Person in den 
Fällen des Satzes 1 ein Verlangen nach Artikel 17 der Verordnung (EU) 2016/679 geltend, 
ist sie über die durch Satz 1 erfolgte Beschränkung ihres Rechts durch den nach § 23 
Absatz 6 des Glücksspielstaatsvertrags 2021 Verantwortlichen zu unterrichten.

§ 4

(1) Die Konzession erteilt der Senator für Inneres. Ihm obliegt auch die Aufsicht über die 
Spielbank, soweit Absatz 4 nichts anderes bestimmt. Die Aufsicht hat den Schutz der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung vor Gefahren, die vom Spielbankbetrieb ausgehen, zu 
gewährleisten und sicherzustellen, dass die für den Betrieb der Spielbank geltenden 
Rechtsvorschriften und die in der Spielordnung und der Konzession enthaltenen 
Bestimmungen eingehalten werden.

(2) Die Aufsichtsbehörde trifft ihre Maßnahmen nach pflichtgemäßem Ermessen. Sie ist 
insbesondere berechtigt,

den gesamten Betrieb der Spielbank zu überwachen und zu überprüfen und sich 
hierbei auch Dritter zu bedienen,

alle dem Betrieb der Spielbank dienenden Räume zu betreten, Prüfungen und 
Besichtigungen vorzunehmen und die geschäftlichen Unterlagen des 
Spielbankunternehmens einzusehen,

durch Beauftragte an Sitzungen und Besprechungen entscheidungsbefugter Organe 
oder Gremien des Spielbankunternehmens teilzunehmen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann ferner jederzeit

Auskunft über den gesamten Betrieb der Spielbank verlangen,

aus wichtigem Grund die Abberufung von Geschäftsführern oder leitenden 
Angestellten der Spielbank verlangen,

den Spielbetrieb ganz oder teilweise untersagen.

(4) Der Betrieb der Spielbank unterliegt der Steueraufsicht. Die 
Ausführungsbestimmungen hierzu erlässt der Senator für Finanzen. Er kann insbesondere 
die Maßnahmen bestimmen, die zur Sicherung der Spielbankabgabe und der 
Umsatzsteuer erforderlich sind.

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-zur-neuregulierung-des-gluecksspielwesens-in-deutschland-gluecksspielstaatsvertrag-2021-gluestv-2021-vom-29-oktober-2020-185339?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-Gl%C3%BCStVtrBR2021pP8b
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/staatsvertrag-zur-neuregulierung-des-gluecksspielwesens-in-deutschland-gluecksspielstaatsvertrag-2021-gluestv-2021-vom-29-oktober-2020-185339?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-Gl%C3%BCStVtrBR2021V1P23
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(5) Der Spielbankunternehmer und die mit der Leitung der Spielbank beauftragten 
Personen haben den zuständigen Behörden die im Zusammenhang mit der 
Aufsichtsführung verlangten Auskünfte zu erteilen und Prüfungen zu gestatten.

(6) Der Spielbankunternehmer hat unbeschadet seiner Rechtsform den Jahresabschluß 
durch einen im Einvernehmen mit dem Senator für Inneres bestellten Prüfer prüfen zu 
lassen.

§ 5

(1) Das Spielbankunternehmen ist verpflichtet, an das Land eine Spielbankabgabe in 
Höhe von 30 Prozent der Bruttospielerträge zu entrichten. Die Spielbankabgabe ermäßigt 
sich um die tatsächlich und endgültig zu entrichtende Umsatzsteuerzahllast aufgrund von 
Umsätzen, die durch den Spielbankbetrieb bedingt sind.

(2) Das Spielbankunternehmen ist verpflichtet, neben der Spielbankabgabe eine weitere 
Leistung in Höhe von 20 Prozent der Bruttospielerträge zu entrichten. Die Kosten der 
Aufsicht (§ 4 Absatz 1 bis 4) sind aus der weiteren Leistung aufzubringen. Höhere 
Leistungen können durch Konzessionsvertrag festgelegt werden.

(3) Bruttospielerträge sind

die Beträge, um die die Spieleinsätze die Gewinne übersteigen (Bruttogewinne), 
wenn die Spielbank ein Spielrisiko trägt. Tagesverluste sind auf die Bruttogewinne der 
nächsten Tage anzurechnen;

die Beträge, die der Spielbank zufließen, wenn die Spielbank kein Spielrisiko trägt.

(4) Das Spielbankunternehmen hat die Bruttospielerträge täglich festzustellen. Es hat bis 
zum zehnten Tag eines Kalendermonats für den vorangegangenen Kalendermonat eine 
Anmeldung abzugeben, in der es die Spielbankabgabe unter Anrechnung der 
Umsatzsteuer und die weitere Leistung selbst berechnet hat. Die Anmeldung gilt als 
Steueranmeldung im Sinne von § 168 der Abgabenordnung. Die Spielbankabgabe und 
weitere Leistung werden mit dem Ablauf der Anmeldefrist fällig.

(5) Sofern die Steuerlast nach den Absätzen 1 und 2 niedriger ist als eine fiktive Steuerlast 
bei Nichtanwendung der Steuerbefreiungen für Spielbanken nach Bundesrecht und nach § 
8 (fiktive Vergleichsberechnung), ist der Differenzbetrag als Ausgleichsabgabe zu 
entrichten. Bei der fiktiven Vergleichsberechnung bleibt die Steuerlast nach den Absätzen 
1 und 2 außer Ansatz und es ist insbesondere von dem jeweiligen ertragsteuerlichen 
Höchststeuersatz in der entsprechenden Rechtsform des Spielbankunternehmens 
auszugehen sowie das Vergnügungssteuergesetz vom 14. Dezember 1990 (Brem.GBl. S. 

https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/vergnuegungssteuergesetz-vom-14-dezember-1990-96565?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-VergnStGBRrahmen
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467), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. März 2017 (Brem.GBl. S. 104) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Die Senatorin oder 
der Senator für Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen 
über das Verfahren zur Festsetzung und Erhebung der Ausgleichsabgabe und die von 
dem Spielbankunternehmen zu übermittelnden Daten zu treffen.

(6) Auf die Spielbankabgabe, die weitere Leistung und die Ausgleichsabgabe finden, 
soweit sich aus diesem Gesetz nichts Abweichendes ergibt, die Vorschriften der 
Abgabenordnung Anwendung. Die Senatorin oder der Senator für Finanzen bestimmt das 
für die Verwaltung der Spielbankabgabe, der weiteren Leistung und der Ausgleichsabgabe 
zuständige Finanzamt.

§ 6

(aufgehoben)

§ 7

(aufgehoben)

§ 8

Der Spielbankunternehmer ist für den Betrieb der Spielbank von denjenigen Landes- und 
Gemeindesteuern befreit, die der Gesetzgebung des Landes unterliegen und die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Betrieb der Spielbank stehen.

§ 9

(1) Der Senator für Inneres erlässt eine Spielordnung, die im Amtsblatt der Freien 
Hansestadt Bremen zu veröffentlichen und an allen Eingängen zu den Spielsälen deutlich 
sichtbar auszuhängen ist.

(2) Die Spielordnung kann insbesondere bestimmen,

welchen Personen die Teilnahme am Spiel nicht gestattet ist,

welche allgemeinen Zutrittsvoraussetzungen für den Spielbankbesuch bestehen, 
insbesondere, dass sich die Besuchenden auszuweisen und welche Personalien sie 
anzugeben haben,

welche Spiele gespielt werden dürfen,

wie und in welcher Höhe (Mindest- und Höchstbeträge) die Spieleinsätze zu 
erbringen sind,
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wie Spielmarken kontrolliert werden,

wie Gewinne festgestellt und ausgezahlt werden,

zu welchen Zeiten nicht gespielt werden darf,

wie die Datenerfassung zu erfolgen hat und welche Daten in der Besucherdatei zu 
speichern sind,

welche Daten an Sperrsysteme und an ausländische Spielbanken übermittelt werden 
dürfen,

die Dauer der Sperren und die Mitteilungspflichten bei Sperren.

 
§ 10

(1) Den einzelnen bei der Spielbank beschäftigten Personen ist die Annahme von 
Geschenken oder ähnlichen Zuwendungen, die ihnen mit Rücksicht auf ihre Tätigkeit 
gemacht werden, insbesondere die Annahme von sog. Trinkgeldern, verboten.

(2) Von diesem Verbot werden solche Zuwendungen nicht betroffen, die von Besuchern 
der Spielbank den bei der Spielbank beschäftigten Personen für die Gesamtheit oder 
bestimmte Teile der Belegschaft oder für die Spielbank oder ohne ersichtliche 
Zweckbestimmung gegeben und von diesen Personen den für solche Spenden besonders 
aufgestellten Behältern (Tronc) unverzüglich zugeführt werden. Solche Zuwendungen sind 
ebenso wie die von Besuchern der Spielbank dem Tronc unmittelbar zugeführten 
Zuwendungen ohne Rücksicht auf einen anderweitigen Willen des Spenders an den 
Spielbankunternehmer abzuliefern und von diesem zugunsten des Personals, das bei der 
Spielbank beschäftigt ist, zu verwenden. Elektronische Zuwendungen sind gesondert zu 
erfassen; sie sind Bestandteil des Bruttospielertrags, soweit sie nicht auf einer freiwilligen 
Entscheidung des Spielers beruhen. Die Tronc-Verordnung kann vorsehen, dass ein 
bestimmter Anteil des Tronc-Aufkommens an das Land abzuführen ist; § 5 Absatz 5 und 
§§ 6 und 7 finden Anwendung. Die Abgabe an das Land ist so zu bemessen, dass dem 
Spielbankunternehmer ein Betrag verbleibt, der zur Deckung eines angemessenen und 
wirtschaftlichen Personalaufwandes erforderlich ist.

(3) Das Verbot in Absatz 1 findet auf die üblichen Zuwendungen an die nicht zum 
spieltechnischen Personal oder zu den Kassierern gehörenden Beschäftigten keine 
Anwendung.
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§ 11 
(aufgehoben)

§ 12

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig als Spielbankunternehmer 
oder als in der Spielbank Beschäftigter

Personen, denen das Spielen nach der Spielordnung gemäß § 9 Absatz 2 Nummer 1 
verboten ist, spielen lässt,

in Zeiten, in denen das Spielen nach der Spielordnung gemäß § 9 Absatz 2 Nummer 
7 nicht erlaubt ist, spielen lässt oder

entgegen § 10 Absatz 1 Zuwendungen für sich persönlich annimmt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet 
werden.

(3) Sachlich zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung der 
Ordnungswidrigkeit ist die Ortspolizeibehörde.

§ 13

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz 
betreffend die Schließung und Beschränkung der öffentlichen Spielbanken vom 1. Juli 
1868 (SaBremR ReichsR 2191-a-01) außer Kraft.

Bremen, den 20. Februar 1978

Der Senat
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